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Antrag
der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz der
Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afghanistan unter Führung
der NATO auf Grundlage der Resolutionen 1386 (2001) vom 20. Dezember 2001,
1413 (2002) vom 23. Mai 2002, 1444 (2002) vom 27. November 2002, 1510 (2003)
vom 13. Oktober 2003 und 1563 (2004) vom 17. September 2004 des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen

Der Bundestag wolle beschließen:
1. Der Deutsche Bundestag stimmt der von der Bundesregierung am 22. Sep-

tember 2004 beschlossenen Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der
NATO-geführten Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afgha-
nistan (ISAF) für weitere 12 Monate über den 13. Oktober 2004 hinaus zu.
Die Fortsetzung des Einsatzes erfolgt im Rahmen der Implementierung der
„Vereinbarung über provisorische Regelungen in Afghanistan bis zum Wie-
deraufbau dauerhafter Regierungsinstitutionen (Bonner Vereinbarung)“ vom
5. Dezember 2001 sowie der „Berliner Erklärung“ der Internationalen Afgha-
nistan-Konferenz vom 1. April 2004 und auf der Grundlage der Resolutionen
1386 (2001) vom 20. Dezember 2001, 1413 (2002) vom 23. Mai 2002, 1444
(2002) vom 27. November 2002, 1510 (2003) vom 13. Oktober 2003 und
1563 (2004) vom 17. September 2004 des Sicherheitsrats der Vereinten Na-
tionen.
Der Einsatz ist bis zum 13. Oktober 2005 befristet.
Im Übrigen gelten für die Fortsetzung des Einsatzes die Regelungen der
Beschlüsse der Bundesregierung vom 21. Dezember 2001, dem der Deut-
sche Bundestag am 22. Dezember 2001 zugestimmt hat (Bundestagsdrucksache
14/7930 vom 21. Dezember 2001), vom 5. Juni 2002, dem der Deutsche Bun-
destag am 14. Juni 2002 zugestimmt hat (Bundestagsdrucksache 14/9246 vom
5. Juni 2002), vom 3. Dezember 2002, dem der Deutsche Bundestag am 20. De-
zember 2002 zugestimmt hat (Bundestagsdrucksache 15/128 vom 3. Dezember
2002), und vom 15. Oktober 2003, dem der Deutsche Bundestag am 24. Oktober
2003 zugestimmt hat (Bundestagsdrucksache 15/1700 vom 15. Oktober 2003),
sowie die Protokollnotiz des Bundesministers des Auswärtigen und die Erklä-
rung des Bundesministers der Verteidigung vom 22. Oktober 2003 (Bundestags-
drucksache 15/1806) fort.

2. Die einsatzbedingten Zusatzausgaben für die Fortsetzung der deutschen Beteili-
gung am Einsatz ISAF werden für den Zeitraum von 12 Monaten insgesamt
rund 310 Mio. Euro betragen. Hinsichtlich der Verlängerung des Einsatzes ist im

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 22. September 2004.
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Einzelplan 14 sowohl für die im Haushaltsjahr 2004 voraussichtlich anfallen-
den einsatzbedingten Zusatzausgaben (47,2 Mio. Euro) als auch die im Haus-
haltsjahr 2005 voraussichtlich zu erwartenden einsatzbedingten Zusatzausga-
ben (262,8 Mio. Euro) Vorsorge getroffen worden.

Begründung
Durch das Engagement der Internationalen Gemeinschaft in Afghanistan ist es
innerhalb von drei Jahren gelungen, die Weichen in Richtung Stabilisierung und
Aufbau eines neuen, demokratischen Staatswesen zu stellen und die Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass das Land nicht erneut zu einem sicheren Hafen
für internationale Terroristen wird. Ein großer Erfolg war die Annahme einer
neuen afghanischen Verfassung durch die Verfassungsgebende Loya Jirga am
4. Januar 2004, die demokratische Prinzipien und die Achtung der Menschen-
rechte verankert. Die für den 9. Oktober 2004 terminierten Präsidentschaftswah-
len sowie die für Frühjahr 2005 geplanten Parlamentswahlen sind abschließende
Schritte des Petersberg-Prozesses. Ein positives Zeichen ist auch die Rückkehr
von laut UNHCR etwa 3 Millionen Flüchtlingen.
Die Sicherheitslage ist trotz der erreichten Fortschritte weiterhin nicht stabil.
Der wirtschaftliche Aufbau des Landes und die Verbesserung der sozialen Situ-
ation der Bevölkerung stehen erst am Anfang. Eine vordringliche Aufgabe für
die afghanische Regierung ist auch die Zurückdrängung von Drogenanbau und
Drogenhandel. Afghanistan ist angesichts all dieser Herausforderungen, vor
allem bei der Reform des Sicherheitssektors, bei der Überwachung der Ent-
waffnung, Demobilisierung und Reintegration ehemaliger Kombattanten, der
Absicherung von Wahlen sowie bei Wiederaufbau und Entwicklung weiterhin
auf die Unterstützung der Internationalen Gemeinschaft angewiesen. Eine Fort-
setzung der Unterstützung Afghanistans durch die Internationale Gemeinschaft,
insbesondere durch die sichtbare Präsenz internationaler Sicherheitsunterstüt-
zungskräfte, bleibt weiterhin unerlässlich.
Die NATO hat daher auf ihrem Gipfel in Istanbul am 28. Juni 2004 beschlossen,
ihr ISAF-Engagement auszubauen, insbesondere durch den Aufbau weiterer
„Regionaler Wiederaufbauteams“ (PRT).
Auf Bitten der afghanischen Regierung haben die Vereinten Nationen mit der
Resolution 1510 (2003) vom 13. Oktober 2003 die Ausweitung des bis dahin auf
Kabul und Umgebung begrenzten Engagements von ISAF auf ganz Afghanistan
beschlossen. Der Beschluss stand in der Kontinuität der Unterstützung, welche
die afghanische Regierung im VN-Rahmen bei der Umsetzung der „Verein-
barung über provisorische Regelungen in Afghanistan bis zum Wiederaufbau
dauerhafter Regierungsinstitutionen (Bonner Vereinbarung)“ vom 5. Dezember
2001 zuvor erfahren hatte. Mit der Resolution 1563 (2004) vom 17. September
2004 hat der Sicherheitsrat die Fortsetzung dieses Mandats für ein Jahr beschlos-
sen.
Der ISAF-Einsatz hat unverändert das Ziel, die vorläufigen Staatsorgane Afgha-
nistans und ihre Nachfolgeinstitutionen bei der Aufrechterhaltung der Sicherheit
in Afghanistan so zu unterstützen, dass sowohl die afghanischen Staatsorgane
als auch das Personal der Vereinten Nationen und anderes internationales Zivil-
personal, insbesondere solches, das dem Wiederaufbau und humanitären Aufga-
ben nachgeht, in einem sicheren Umfeld arbeiten können, und Sicherheitsunter-
stützung bei der Wahrnehmung anderer Aufgaben in Unterstützung der „Bonner
Vereinbarung“ zu gewähren. ISAF-Kräfte wirken vor allem auch bei der Ab-
sicherung von Wahlen mit. Darüber hinaus gewähren sie auch weiterhin Unter-
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stützung bei der Reform des Sicherheitssektors sowie der Überwachung der Ent-
waffnung, Demobilisierung und Reintegration ehemaliger Kombattanten und
tragen zur zivil-militärischen Zusammenarbeit bei.
In Umsetzung des am 2. September 2003 vom Bundeskabinett verabschiedeten
Afghanistan-Konzepts und im Rahmen der weiteren Implementierung der „Bon-
ner Vereinbarung“ hat die Bundesregierung ihr ziviles und militärisches Enga-
gement in Afghanistan im vergangenen Jahr ausgeweitet. Deutschland hat im
Rahmen der internationalen Arbeitsteilung die Hauptrolle beim Aufbau der af-
ghanischen Polizeikräfte übernommen. Die deutschen Streitkräfte in Afghanis-
tan können seit dem 24. Oktober 2003 sowohl in Kabul und Umgebung als auch
in der Region Kunduz (Provinzen Kunduz, Badakhshan, Baghlan und Takhar)
und zur mobilen Unterstützung von zeitlich und im Umfang begrenzten Maß-
nahmen im Zusammenhang mit der Absicherung von Wahlen in Afghanistan
eingesetzt werden. Insgesamt bis zu 2 250 Soldaten, davon bis zu 450 in der Re-
gion Kunduz, sind hierfür vorgesehen. Das deutsche „Regionale Wiederaufbau-
team“ (Provincial Reconstruction Team, PRT) in Kunduz wirkt inzwischen als
wichtiger Katalysator für zivile Unterstützungsleistungen der Internationalen
Gemeinschaft in der Region. Die entwicklungspolitische Komponente leistet in
Abstimmung mit den afghanischen Partnern einen sichtbaren Beitrag zum Wie-
deraufbau in der Region. Der Aufbau eines zweiten unter deutscher Leitung ste-
henden PRTs in Faisabad, mit dem die PRT-Arbeit auch in die entlegene Provinz
Badakhshan der Region Kunduz ausgeweitet wird, ist eingeleitet. Damit steigt
die Anzahl der ISAF-PRTs bis Anfang Oktober 2004 auf fünf, darunter zwei un-
ter britischer sowie eines unter niederländischer Leitung.
Nunmehr gilt es, das bisher Erreichte weiter auszubauen und zu verstetigen. Die
Überwindung der Folgen von 25 Jahren Krieg und Bürgerkrieg und der Wieder-
aufbau von zerstörten administrativen, sozialen und wirtschaftlichen Strukturen
sind nur in einem längerfristig angelegten, durch Nachhaltigkeit geprägten Pro-
zess zu erreichen.
Die Bundesregierung ist daher bereit, der Bitte der Vereinten Nationen zu ent-
sprechen und weiterhin im Rahmen der Internationalen Gemeinschaft und der
NATO zum Wiederaufbau Afghanistans und so zu einer dauerhaften Stabilität in
einer kritischen Region der Welt beizutragen.
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